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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Einführung eines Einfuhr- 
genehmigungsverfahrens für importe von bestimmten Textilerzeugnissen 
mit Ursprung in der Republik Korea nach Iriand 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
des Rates betreffend eine gemeinsame Regelung der 
Einfuhren aus Drittländern, insbesondere Artikel 12, 

nach Anhörung des durch Artikel 5 dieser Ver- 
ordnung eingesetzten beratenden Ausschusses? 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Die Einfuhren aus der Republik Korea auf den 
irischen Markt unterlagen bisher keinen Beschrän- 
kungen? die irischen Behörden stellten daher einen 
plötzlichen und sehr starken Anstieg der Einfuhren 
von Hemden aus Fasern aller Art aus Korea fest. 

Die fraglichen Erzeugnisse werden auf dem ge- 
meinschaftlichen Markt in Irland zu wesentlich nied- 
rigeren Preisen angeboten, als sie für ähnliche Er- 
zeugnisse oder Erzeugnisse vergleichbarer Qualität 
auf diesem Markt üblich sind. 

1974 übersteigen die Einfuhren der fraglichen Er- 
zeugnisse aus Korea auf diesem Markt wesentlich 
die Einfuhren ähnlicher Erzeugnisse aus allen ande- 
ren Ländern (ausgenommen Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft) ? diese Einfuhren sind höher als die 
Einfuhrmenge ähnlicher Erzeugnisse aus Korea 1973. 

Der plötzliche und starke Anstieg der Einfuhren 
von Hemden aus Korea hatte auf den Beschäf- 
tigungsstand der irischen Hemdenindustrie seit der 
zweiten Hälfte 1974 schädliche Auswirkungen: be- 
schleunigter Anstieg der Arbeitslosenquote, ver- 
mehrte Teilzeitbeschäftigung und drohende endgül- 
tige Schließung vieler Firmen. 

Das für die Gemeinschaft durch Ratsentscheidung 
vom 25. März 1974 2) geschlossene Abkommen über 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 30. April 1974, S. 1 


den internationalen Handel mit Textilerzeugnissen 
(dessen Vertragspartei auch die Republik Korea ist), 
insbesondere Artikel 3, sieht vor, daß zur Vermei- 
dung von durch Einfuhren von bestimmten Textil- 
erzeugnissen hervorgerufenen Marktstörungen Kon- 
sultationen stattfinden. 

Die Gemeinschaft hat Konsultationen beantragt 
und durchgeführt, an denen im Einklang mit den 
Bestimmungen von Artikel 3 Paragraph 3 des vor- 
genannten Abkommens Vertreter der Regierung von 
Korea beteiligt waren. 

Aus den oben angeführten Tatbeständen und 
anderen von den irischen Behörden während der 
oben erwähnten Konsultationen gelieferten Statisti- 
ken und Informationen geht hervor, daß der irische 
Markt durch die Einfuhr von Hemden aus Korea 
gestört ist. 

Während der vorgenannten Konsultationen zwi- 
schen der Gemeinschaft und der Republik Korea 
erklärte sich diese bereit, Selbstbeschränkungsmaß- 
nahmen zu ergreifen. 

Mit einem weiteren starken Anstieg der Einfuhren 
von Hemden muß gerechnet werden? falls nicht so- 
fortige Schutzmaßnahmen ergriffen werden, entsteht 
der irischen Textilindustrie im allgemeinen und den 
irischen Herstellern vergleichbarer oder direkt kon- 
kurrierender Erzeugnisse im besonderen zusätzlicher 
und schwer zu behebender Schaden. 

Aufgrund der Notwendigkeit, Eilmaßnahmen zu 
ergreifen, nahm die Kommission gemäß Artikel 12 
der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 eine Verord- 
nung zur Einführung eines Einfuhrgenehmigungs- 
verfahrens für Importe von bestimmten Textil- 
erzeugnissen mit Ursprung in der Republik Korea ®) 
an? gemäß den vorgenannten Bestimmungen ist es 
daher angezeigt, geeignete Maßnahmen zu ergreifen. 

Die Drohung schweren Schadens beruht auf den 
für den irischen Markt bestimmten Einfuhren? es 

3) VO Nr. 434/75, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 48 vom 22. Februar 1975 
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erscheint in Anbetracht der bestehenden Handels- 
ströme augenblicklich gerechtfertigt, die Anwendung 
der Schutzmaßnahmen auf Einfuhren nach Irland zu 
beschränken - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikell 

Die Einfuhren der nachstehend aufgeführten Erzeug- 
nisse mit Ursprung in der Republik Korea nach 
Irland unterliegen der Vorlage einer Einfuhrgeneh- 
migung, die durch die zuständigen irischen Behörden 
nach Vorlage einer durch die zuständigen Behörden 
der Regierung der Republik Korea ausgestellten 
Ausfuhrbescheinigung erteilt wird. Die Gesamt- 
menge der Erzeugnisse, für die Einfuhrgenehmi- 
gungen erteilt werden, darf für die Zeit vom 1. März 
bis 31. August 1975 folgende Mengen nicht über- 
schreiten: 


Nummer des 
gemeinsamen 
Zolltarifs 


Menge 
(in Dutzend) 

ex 60.04 

Hemden aus Gewirken synthetischer Textilfasern 
für Männer und Knaben 



Hemden aus Gewirken synthetischer Textilfasern 
für Frauen und Mädchen 

7750 


Hemden aus Baumwollgewirken 



ex 61.03 Hemden für Männer und Knaben aus synthetischen Fasern 

ex 61.04 Hemden für Frauen und Mädchen aus synthetischen Fasern 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. März 1975 — 1/4 — 680 70 - E - Ko 20/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Das Ziel der im Anhang beigefügten vorgesdila- 
genen Verordnung ist es, für die Gemeinschaft, auf 
den irischen Markt beschränkte Schutzmaßnahmen 
für die Einfuhren von Hemden aus der Republik 
Korea ergreifen zu können. Die gesetzliche Grund- 
lage dieser Aktion isrdie Verordnung (EWG) Nr. 
1439/74 Artikel 12 und 13 und das Abkommen über 
den internationalen Handel mit Textilerzeugnis- 
sen^), insbesondere sein Artikel 3 (nachstehend Ab- 
kommen von Genf genannt), dem die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Republik Korea 
angehören. 

2. Am 14. November 1974 wurde in einer Sitzung 
des durch Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 eingesetz- 
ten beratenden Ausschusses dieses Problem disku- 
tiert. Damals und anläßlich späterer Gespräche mit 
den Dienststellen der Kommission haben die Ver- 
treter der irischen Regierung eine detaillierte Dar- 
legung der Marktbedingungen in Irland gegeben, 
die eine Schutzaktion nach Artikel 3 des Abkom- 
mens von Genf rechtfertigen. 

3. Die hauptsächlichen Ursachen für die Marktstö- 
rung wurden von den irischen Behörden wie folgt 
ermittelt: 

— ein plötzlicher und starker Anstieg im Jahre 1974 
(mehr als 200 v. H. im Vergleich zu 1973) der Ein- 
fuhren nach Irland von Hemden mit Ursprung in 
Korea; 

— diese Hemden aus Korea werden zu wesentlich 
niedrigeren Preisen angeboten, als sie in Irland 
für ähnliche oder in der Qualität vergleichbare 
Erzeugnisse üblich sind. 

Das Bestehen einer Marktstörung wurde außerdem 
durch folgende Tatsachen begründet: 

- — Die Einfuhren von koreanischen Hemden nach 
Irland haben 200 v. H. der Einfuhren aus allen 
anderen Drittländern, ausgenommen Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft, erreicht; 

— es wurden ein beschleunigter Anstieg der 
Arbeitslosenquote in der Hemdenindustrie, eine 
Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung und die 
drohende Schließung von Fabriken festgestellt. 

In diesem Zusammenhang muß außerdem darauf 
hingewiesen werden, daß die Einfuhren von Beklei- 
dung aus Korea bisher frei waren. Korea gehört 
nicht zu den Ländern, auf die das für diese Erzeug- 
nisse geltende Globalkontingent angewendet wird 
(NDB ex 60.04, ex 60.05, ex 61.01, ex 61.02, ex 61.03 
und ex 61.04); es besteht also eine „Lücke", die in 
letzter Zeit von Korea in zunehmendem Maße aus- 
genutzt wurde. 

4. Am 6. Januar 1975 hat die Generaldirektion 
Auswärtige Beziehungen der Kommission unter Be- 
rücksichtigung des irischen Antrags und der im be- 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 30. April 1974, S. 1 


ratenden Ausschuß vorgenommenen Erwägungen an 
die Mission von Korea bei den Europäischen Ge- 
meinschaften eine Verbalnote gerichtet, in der sie 
auf die oben beschriebene Lage in Irland hingewie- 
sen hat und in der sie dringend Konsulationen 
nach Artikel 3 des Abkommens von Genf beantragt 
hat. Die koreanische Regierung war der Meinung, 
daß sie mit der Gemeinschaft Zusammenarbeiten 
müßte, um eine weitergehende Marktstörung auf 
dem irischen Markt zu vermeiden. Konsultationen 
zwischen Delegationen der Gemeinschaft und 
Koreas, an denen auch eine irische Delegation teil- 
nahm, fanden in Brüssel am 28. Januar und 
12./13. Februar 1975 statt. 

5. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen des 
Abkommens von Genf teilte der Vertreter der Kom- 
mission während der Konsultationen mit, daß die 
nachstehenden autonomen Maßnahmen im Einklang 
mit den geltenden gemeinschaftlichen Verordnun- 
gen vorgesehen sind: 

— Die Einfuhren von bestimmten Hemden (NDB 
ex 60.04, ex 61.03 und ex 61.04) mit Ursprung in 
Korea nach Irland würden der Vorlage einer Ein- 
fuhrgenehmigung unterworfen, und die Gesamt- 
menge der Einfuhren während des Zeitraums 
vom 1. März bis 31. August 1975 dürfte die im 
beigefügten Verordnungsentwurf angegebenen 
Beträge nicht üb er schreiben; 

— die Einfuhrgenehmigungen würden von den zu- 
ständigen Behörden in Irland nach Vorlage einer 
durch die zuständigen koreanischen Behörden 
ausgestellten Ausfuhrbescheinigung erteilt, wo- 
bei die oben genannten Mengenbegrenzungen 
eingehalten werden müßten. 

6. Im Einklang mit einem durch den koreanischen 
Vertreter gemachten Vorschlag hat der Vertreter 
der Kommission mitgeteilt, daß Bestinimungen vor- 
gesehen werden könnten, nach denen im Rahmen 
von 10 V. H. der Quote, auf die der Übertrag erfolgen 
würde, ein Übertrag auf in Irland Einfuhrbeschei- 
nigungen unterliegende Erzeugnisse vorgenommen 
werden könnte, falls dies von den koreanischen Be- 
hörden beantragt würde. 

7. Im Hinblick auf die Ratsentscheidung vom 
11. Februar 1975, die die Kommission ermächtigt, 
mit Korea Verhandlungen über den Abschluß eines 
bilateralen Selbstbeschränkungsabkommens für Tex- 
tilerzeugnisse aufzunehmen, ist es wichtig zu unter- 
streichen, daß die im Anschluß an die oben beschrie- 
benen Konsultationen zu treffende Maßnahme vor- 
läufig ist und mit Abschluß des bilateralen Abkom- 
mens nach Artikel 4 des Abkommens von Genf 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Korea außer Kraft treten würde. 

8. In Anbetracht der geschilderten Umstände und 
Überlegungen hielt es die Kommission für zweck- 
mäßig und notwendig, gemäß Artikel 12 der vor- 
genannten Verordnung Nr. 1439/74 geeignete vor- 
läufige Eilmaßnahmen zu treffen [Verordnung der 
Kommission (EWG) Nr. 434/75 vom 21. Februar 
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1975®)]. Das gegenwärtig festgestellte Fehlen eines 
schweren Schadens in anderen Regionen der Ge- 
meinschaft hätte die Ausdehnung der genannten 
Maßnahmen auf die gesamte Gemeinschaft nicht 
gerechtfertigt. 

Die weitere Entwicklung der Einfuhren der frag- 
lichen Erzeugnisse in die Gemeinschaft wird ver- 
folgt, und die Kommission behält sich vor, wenn 
notwendig einerseits, eine Änderung oder Aufhe- 
bung der Maßnahmen vorzuschlagen, falls die frag- 
liche Marktstörung beseitigt ist, oder im gegen- 
teiligen Fall andererseits, die Maßnahmen auf an- 
dere Teile der Gemeinschaft oder die gesamte Ge- 
meinschaft auszudehnen, falls die künftige Entwick- 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 48 
vom 22. Februar 1975 


lung der Einfuhren den Herstellern in anderen Re- 
gionen als Irland schweren Schaden zuzufügen 
droht. 

9. Im Einklang mit den Bestimmungen der Verord- 
nung 1439/74 Artikel 12 Paragraph 6 legt die Kom- 
mission dem Rat (innerhalb der Frist von zehn 
Tagen nach Inkrafttreten der vorgenannten Eilmaß- 
nahme) den beigelegten Verordnungsentwurf über 
die auf diesem Gebiet zu ergreifenden geeigneten 
Maßnahmen vor. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß diese Maß- 
nahme gemäß Artikel 12 Paragraph 6 der oben ge- 
nannten Verordnung außer Kraft tritt, falls der Rat 
nicht spätestens sechs Wochen nach Inkrafttreten der 
von der Kommission angenommenen Maßnahme 
darüber beschlossen hat. 
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